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Bedeutung einer Wohnrechtsklausel in einem Vorvertrag
Sachverhalt

Im August 08 wurde ich zur Beiständin Art. 394 eines Rentners ernannt. Er hat ca. ein Jahr bevor die Massnahme errichtet wurde, seine Liegenschaft verkauft. Dafür wurde mit dem Käufer ein Vorverkaufsvertrag unterzeichnet und anschliessend erhielt der Klient eine Anzahlung von CHF 12‘000.-. Anschliessend wurde ein Kaufvertrag erstellt und notariell beglaubigt.

Im Kaufvertrag wird dem Klienten ein lebenslanges Wohnrecht zugesprochen mit folgendem Wortlaut:

„Die Käufer räumen Herr X. ein lebenslanges und unentgeltliches Wohnrecht an der Erdgeschosswohnung ein. Die Wohnung umfasst ein Wohnzimmer, ein Schlafzimmer, eine Küche und ein Bad. Im Wohnrecht eingeschlossen ist die anteilsmässige Mitbenützung des Werkraums, des Kellers und des Holzraums. Der Wohnberechtigte trägt für seine Wohnung die Lasten des gewöhnlichen Unterhalts und die Nebenkosten. Dieses Wohnrecht ist als Personaldienstbarkeit im Grundbuch einzutragen als Last auf Grundbuchblatt XX, als Recht zu Gunsten von Herrn X.“

Im Vorverkaufsvertrag (welcher zwischen Käufer und Verkäufer ohne notarielle Beglaubigung unterzeichnet wurde) steht, dass das Wohnrecht verfällt, wenn der Klient auszieht mit folgendem Wortlaut:

„Der Verkäufer Herr X. behält ein zinsfreies Wohnrecht für die Wohnung im Erdgeschoss, solange es ihm möglich ist in dieser Wohnung zu leben. Durch das Wegziehen aus dieser Wohnung verfällt das Wohnrecht ohne weitere Wohnrechtsansprüche des Verkäufers an den Käufer.“

Nun hat sich die Situation des Klienten gesundheitlich verschlechtert und er sieht sich gezwungen eine Alterwohnung zu mieten. Es ist ihm jedoch wichtig, dass er weiterhin in seine alte Wohnung gehen kann und sich dort tagsüber weiterhin beschäftigen (Garten, Holzen etc.) kann. Das heisst, er will auf sein Wohnrecht nicht verzichten. Herr X. lebte seit Geburt in diesem Haus und es bereitet ihm psychisch grosse Mühe in die Alterswohnung zu ziehen. Einzig die Hoffnung, dass er weiterhin besuchshalber nach Hause gehen kann, hilft ihm dabei diesen Schritt zu tun. Der neue Besitzer hat Herrn X. nun darauf aufmerksam gemacht, dass das Wohnrecht verfällt. 

Stimmt dies, obwohl im notariell beglaubigten Kaufvertrag nichts derartiges steht und ein Kaufvertrag von Immobilien zur Gültigkeit die notarielle Beglaubigung benötigt? Im Grundbuch wurde ja ein lebenslanges Wohnrecht eingetragen und der Verkaufspreis wurde aufgrund des Wohnrechtes von Herrn X. tiefer angesetzt.

Erwägungen

1. Aus der Fragestellung wird nicht klar, ob es sich um einen Vorvertrag zum Abschluss eines Kaufvertrages (Art. 22 OR) oder um einen Vorkaufsvertrag (Art. 216 Abs. 2, 216a, 216e OR) handelt. 
a. Mit dem Vorvertrag zu einem Kaufvertrag verpflichten sich die Vertragskontrahenten zum späteren Abschluss eines Vertrages, während der Vorverkaufsvertrag dem Berechtigten das Recht einräumt, das Grundstück zu erwerben, wenn der Verkäufer verkaufswillig ist. 
b. Ein Vorvertrag bedarf derselben Form wie der Hauptvertrag (Art. 22 Abs. 2 OR). 
c. Der Abschluss eines Vorkaufsrechtes bedarf ebenfalls der öffentlichen Beurkundung (Art. 216 Abs. 2 OR; BSK OR I-Hess N 17 zu Art. 216). Die einfache Schriftlichkeit genügt nur, wenn ausnahmsweise ein Vorkaufsrecht abgeschlossen wird, in welchem der Kaufpreis nicht vereinbart wird (unlimitiertes Vorkaufsrecht, Art. 216 Abs. 3 OR). 

2. Sowohl der Vorkaufsvertrag als auch der Vorvertrag zum Abschluss eines Kaufvertrages werden mit dem Abschluss eines definitiven Kaufvertrages hinfällig. Damit verlieren auch allfällige Vertragsformulierungen, welchem im Vertragsvorwerk gewählt wurden und vom Wortlaut des definitiven Vertrages abweichen, ihre Bedeutung und Gültigkeit. 

3. Im vorliegenden Fall spielt damit der Wortlaut des Vorvertrages keine Rolle. Er war gar nicht gültig, wenn es sich um einen Vorvertrag zum Abschluss eines Kaufvertrages (Art. 22 Abs. 2, Art. 216 Abs. 2 OR) oder um ein limitiertes Vorkaufsrecht (Art. 216 Abs. 2 OR) handelte, weil in beiden Fällen die zwingenden Formvorschriften (öffentliche Beurkundung) nicht beachtet wurden. Sofern der Vertrag gültig war, weil es sich um ein unlimitiertes Vorkaufsrecht handelte (Art. 216 Abs. 3 OR), ist er mit dem Abschluss des Kaufsvertrages dahin gefallen. 

4. Gemäss Art. 976 ZGB kann der mit dem Wohnrecht belastete Grundeigentümer die Löschung des Wohnrechts verlangen, wenn dieses jede rechtliche Bedeutung verloren hat. Der Grundbuchverwalter kann diese Löschung auch von Amtes wegen vornehmen. Im vorliegenden Fall kann aber nicht die Rede davon sein, dass das Wohnrecht jede rechtliche Bedeutung verloren habe. Der Wohnberechtigte kann es immer noch nutzen, in welchem Mass er dies tut, ist seine Sache. Entsprechend seiner persönlichen Bedürfnisse wird er es deshalb weiterhin ausüben können, er hat Zugang zur Liegenschaft, zur Wohnung, zu Werkraum, Keller und Holzraum. Die vom Eigentümer angerufene Bestimmung aus dem Vorvertrag hat keinerlei Bedeutung. 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 1. Mai 2009
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